
K O R R E K T U R

Sehr geehrte Damen und Herren,

leider ist uns im Direkt Nr. 18 vom 30. März 2004 ein Fehler unterlaufen.
Der zweite Satz hätte korrekt lauten müssen:

Ein Umbau der Sozialversicherung könnte die Sozialkassen um jährlich
rund 44 Milliarden Euro entlasten.

Anbei erhalten Sie den vollständigen korrigierten Direkt. Wir bitten, unser
Versehen zu entschuldigen.

Mit freundlichen Grüßen,

Ihre Direkt-Redaktion
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Reform der Sozialversicherung

Eine halbe Million neue Arbeitsplätze

Um das Wirtschaftswachstum in Deutschland nachhaltig zu beleben und neue
Jobs zu schaffen, reichen die bisherigen Reformschritte der Bundesregie-
rung nicht aus. Ein Umbau der Sozialversicherung könnte die Sozialkassen
um jährlich rund 44 Milliarden Euro entlasten. Der paritätisch zu finanzieren-
de Gesamtbeitragssatz würde von derzeit 42,0 auf 37,5 Prozent sinken. Dies
könnte unterm Strich für mehr als 500.000 neue Arbeitsplätze sorgen.

Dazu müsste z.B. in der gesetzlichen Krankenversicherung der Leistungs-
katalog weiter durchforstet werden – Zahnbehandlung, Zahnersatz sowie das
Krankengeld sind privat abzusichern. So könnten rund 20 Milliarden Euro
eingespart werden und der Beitragssatz um 2,1 Punkte auf 12,2 Prozent
sinken – ohne die medizinische Versorgung im Kern einzuschränken. Um
das eigentliche Beschäftigungshemmnis – die Kopplung der Beiträge an die
Löhne – zu beseitigen, sollte die Krankenversicherung über eine einheitliche
Gesundheitsprämie finanziert werden. Der soziale Ausgleich lässt sich da-
durch gewährleisten, dass Bezieher niedriger Einkommen einen Zuschuss
aus dem Steuersäckel erhalten. Zugleich würde der eingefrorene Arbeitge-
beranteil mit dem Bruttogehalt ausbezahlt und damit steuerpflichtig. Beschäf-
tigte mit höherem Einkommen tragen dann aufgrund ihres höheren Steuer-
satzes relativ stärker zur Sicherung der sozialen Balance bei. Verbleibende
Finanzierungslücken könnten durch einen Abbau von Steuervergünstigun-
gen geschlossen werden. Die Pflegeversicherung müsste neu geregelt wer-
den, so dass nur finanziell Bedürftige ihre Kosten erstattet bekommen – und
zwar vom Staat. Für jüngere Menschen ist eine private Pflegepflichtversiche-
rung in Betracht zu ziehen. Die Rentenversicherung würde durch eine Anhe-
bung des Renteneintrittsalters auf 67 Jahre entlastet.

Gesprächspartner im IW: Dr. Jochen Pimpertz, Telefon: (02 21) 49 81-7 60
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Neue Finanzierungswege schaffen Arbeit
Sozialversicherung

Die zu Beginn dieses Jahres vorge-
zogene Steuerreformstufe reicht nicht
aus, um die erhofften Impulse für mehr
Wachstum und Beschäftigung zu geben.
Auch die auf den Weg gebrachten Ar-
beitsmarkt- und Sozialreformen sind nur
ein Schritt in die richtige Richtung. Die
Gesundheitsreform verursacht zwar
Unruhe unter Patienten und Ärzten –
die Kassenbeiträge verharren jedoch auf
hohem Niveau.

Aus wachstums- und beschäftigungs-
politischen Gründen muss deshalb über
weitere Reformelemente nachgedacht
werden. Eine Möglichkeit bestünde dar-
in, einen größeren Bereich der sozialen
Sicherung, allen voran Umverteilungs-
aufgaben der gesetzlichen Krankenver-
sicherung, über Steuern zu finanzieren
und die Arbeitskosten zu senken.

Nach neueren Berechnungen des
Instituts für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung (IAB) bringt eine Sen-
kung der Sozialbeiträge um einen Pro-
zentpunkt bis zu 160.000 zusätzliche
Jobs im Jahr.

Unterstellt wird dabei allerdings, dass
die Sozialkassen diese Senkung über
Ausgabenkürzungen erreichen. Wird die
Finanzierung dagegen nur umgeschich-
tet, fällt der Beschäftigungseffekt deut-
lich geringer aus – je nach Form der
Gegenfinanzierung.

Ins Spiel gebracht wird immer wieder
eine Erhöhung der Mehrwertsteuer. Die
Rechnung ist einfach, denn ein Beitrags-
punkt in der Sozialversicherung entsprach
im Jahr 2003 mit durchschnittlich 8,5
Milliarden Euro genau den Einnahmen
aus einem Mehrwertsteuerpunkt.

Mehr als eine halbe Million neuer Arbeitsplätze sind ein starkes
Argument für den Umbau der Sozialversicherung. Die Konzentration
des Leistungskatalogs in der Krankenversicherung, die Einführung
einer kapitalgedeckten Pflegeversicherung und manches mehr könn-
ten zu einer Senkung der Sozialbeiträge um jährlich rund 44 Milliar-
den Euro führen – was Beschäftigten und Unternehmen je zur Hälfte
zugute kommt. Um die Beschäftigungsfrüchte des Umbaus langfristig
zu sichern, muss aber für Stabilität bei den Arbeitskosten gesorgt
werden, unter anderem durch eine Gesundheitsprämie in der Kran-
kenversicherung.

Wer jedoch an der Mehrwertsteuer-
schraube dreht, schraubt auch das Preis-
niveau in die Höhe. Die Gewerkschaf-
ten werden dem nicht tatenlos zusehen
– und einen Inflationsausgleich in den
kommenden Tarifrunden fordern. Ge-
lingt es, diesen durchzusetzen, ist nichts
gewonnen. Die Katze beißt sich in den
Schwanz: Niedrigeren Beitragssätzen
stünden höhere Löhne gegenüber; die
Arbeitskosten blieben per saldo gleich.

Besser ist es deshalb allemal, die
Sozialsysteme weiter zu konsolidieren,
um über die Ausgabenseite die Beitrags-

lasten zu verringern. Einsparpotenziale
gibt es zur Genüge:

• Gesetzliche Krankenversicherung
(GKV). Zunächst muss hier der Leis-
tungskatalog weiter durchforstet werden.
Die private Absicherung der Ausgaben
für Zahnbehandlung und Zahnersatz
brächten der GKV z.B. Einsparungen
von 11,8 Milliarden Euro.  Alle Maß-
nahmen zusammen ergäben ein erkleck-
liches Sümmchen (Grafik Seite 5):

Durch eine Konzentration der Auf-
gaben in der GKV kann ein Leistungs-
volumen von rund 20 Milliarden Euro
eingespart werden. Ohne die medizi-
nische Versorgung im Kern einzu-
schränken, sinkt der Beitragssatz da-
durch um 2,1 Punkte auf 12,2 Prozent.

Die grundlegende Schwachstelle – die
Koppelung der Beiträge an die Löhne –
ist dadurch jedoch nicht beseitigt. Denn
Planungssicherheit bekommen die Un-
ternehmen nicht, solange mit steigenden
Kassenausgaben auch die Beitragssätze
klettern – mit den bekannten negativen
Effekten für die Beschäftigung.

Experten schlagen daher vor: Statt
Beiträge aufs Gehalt soll jeder erwach-
sene Bürger eine pauschale Monats-
prämie von rund 185 Euro entrichten –
darin wäre die beitragsfreie Mitversi-
cherung der Kinder bereits enthalten.

Um die Solidarität zwischen gut und
weniger gut Verdienenden zu wahren,
wird beim Prämienmodell der soziale
Ausgleich über das Steuer-Transfer-
system organisiert. Bezieher niedriger
Einkommen – Rentner mit kleinen Ren-
ten eingeschlossen – erhalten dann ei-
nen staatlichen Zuschuss zur Kranken-
versicherungsprämie, der aus dem
Steuersäckel finanziert wird.

Für diesen Einkommensausgleich
müsste der Bundeshaushalt zusätzli-
che Ausgaben in Höhe von 17,6 bis
18,9 Milliarden Euro im Jahr schul-
tern.

„Unmöglich“ sagen die Finanzpoli-
tiker, „ungerecht“ die Sozialpolitiker.
Denn sie befürchten, dass die Arbeitge-
ber aus der Pflicht genommen werden.
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Subventionsabbau:
 Was der Sachverstän-

digenrat empfiehlt
Finanzierungspotenziale durch Abschaffung

von ... 2004 in Milliarden Euro

Eigenheimzulage

Sparerfreibetrag

Zuschuss für den Absatz
von Steinkohle sowie
Anpassungsgeld

Sonderausgabenabzug für
Lebensversicherungsbeiträge

Übungsleiterpauschale

Steuerfreiheit für Sonntags-,
Feiertags- und Nachtarbeits-
zuschläge

Wohnungsbauprämie
Sozialer Wohnungsbau
Agrardieselverbilligung
Sonstige

Insgesamt 18,3

Eigenheimzulage, Sparerfreibetrag: unter Berücksichtigung
der zum Jahresanfang in Kraft getretenen Änderungen

Ursprungsdaten: Sachverständigenrat zur Begutachtung
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
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Die Verfechter des
Prämienmodells werden je-
doch beiden Einwänden ge-
recht:
1. Der Arbeitgeberanteil
von 6,1 Prozent wird zu-
nächst eingefroren – die
Arbeitskosten bleiben somit
von künftigen Kostensteige-
rungen bei der Krankenver-
sicherung verschont.
2. Anschließend wird der
Arbeitgeberanteil mit dem
Bruttogehalt ausgezahlt –
und dadurch steuerpflichtig.
„Besserverdienende“ wer-
den so aufgrund ihres höhe-
ren Steuersatzes stärker zur
Finanzierung des sozialen
Ausgleichs herangezogen.
Dadurch fließen dem Fiskus
jährlich schätzungsweise
12,9 Milliarden Euro zusätz-
liche Einnahmen zu.

Um die Finanzierungs-
lücke ganz zu schließen, lie-
ße sich der fehlende Betrag
über den Abbau von Steuer-
vergünstigungen finanzieren
– ohne dass an der Mehr-
wertsteuerschraube gedreht
wird (Grafik Seite 4). Aller-
dings stünden diese Posten
dann nicht mehr zur Gegen-
finanzierung einer weiteren
Senkung des Steuertarifs zur Verfügung.
Statt auf Steuermehreinnahmen zu
schielen, könnten aber auch Ausgaben
im Bundeshaushalt gesenkt werden.

• Pflegeversicherung. Auch sie gehört
in ihrer jetzigen Form auf den Prüf-
stand. Immerhin entsprechen die Ein-
nahmen von gegenwärtig 16,9 Milliar-
den Euro 1,7 Beitragssatzpunkten. Ei-
ner kompensationslosen Abschaffung
redet jedoch niemand das Wort, denn
viele Pflegebedürftige sind auf finanzi-
elle Hilfen angewiesen. Derzeit be-
kommt jedoch der Millionär den glei-
chen Zuschuss wie der Tellerwäscher.

Deshalb könnte für ältere Bürger ein
Bundespflegegesetz eingeführt werden,
wonach nur finanziell Bedürftige ihre
Kosten erstattet bekommen, und zwar
vom Staat. Angenommen, nur die Hälf-
te der Pflegebedürftigen sei in der Lage,

die Pflegesätze aus der eigenen Scha-
tulle zu bezahlen, kämen auf den Bund
Zusatzlasten von rund 8,8 Milliarden
Euro zu – vorübergehend. Denn für jün-
gere Menschen muss zeitgleich über eine
private Pflegepflichtversicherung nach-
gedacht werden.

•  Rentenversicherung. Jeder dritte
Renten-Euro wird bereits heute über
Steuern finanziert. Mehr verträgt sich
nicht mit dem Prinzip der beitrags-
bezogenen Rente. Um die Arbeitskosten
trotzdem an dieser Stelle nicht weiter
unter Druck zu setzen, hat man jetzt zur
Notbremse gegriffen und einen Nach-
haltigkeitsfaktor eingeführt (vgl. iwd 12/
2004). Nicht zuletzt dadurch soll der
Beitragssatz bis zum Jahr 2020 bei 20
Prozent stabilisiert werden.

Eine Beitragsentlastung ist damit je-
doch nicht in Sicht. Dabei ließen sich

Umbau der Sozialversicherung:
Entlastung für Unternehmen

und Beschäftigte
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Durch eine Konzentration des Leistungskatalogs der Gesetzlichen Kranken-
versicherung, die Umstellung von lohnabhängigen Beiträgen auf eine

einheitliche Gesundheitsprämie, die Abschaffung der Gesetzlichen Pflege-
versicherung, die Anhebung der Altersgrenze in der Rentenversicherung
und die private Absicherung des Wegeunfallrisikos könnte der Gesamt-

beitragssatz zur Sozialversicherung um 4,7 Prozentpunkte sinken. Die zusätz-
liche Belastung des Bundeshaushalts könnte durch die Versteuerung des

ausgezahlten Arbeitgeberanteils zur Krankenversicherung und
Subventionskürzungen ausgeglichen werden. 

Entlastung der
Sozialversicherung

in Milliarden
Euro

in Beitrags-
punkten

Gesetzliche Krankenversicherung

Gesetzliche Pflegeversicherung

Gesetzliche Rentenversicherung

Gesetzliche Unfallversicherung

insgesamt

Konzentration des
Leistungskatalogs

Gesundheitsprämie und
Einkommensausgleich
über Steuer-Transfersystem
Versteuerung des
ausbezahlten
Arbeitgeberanteils

Abschaffung der Gesetz-
lichen Pflegeversicherung

Bundespflegegesetz

Anhebung der Altersgrenze
auf 67 Jahre

Private Absicherung des
Wegeunfallrisikos

insgesamt

in Milliarden
Euro

Be-/Entlastung
des Bundeshaushalts

Konzentration des Leistungskatalogs in der Gesetzlichen Krankenversicherung: Private Absicherung
der Ausgaben für Zahnbehandlung und Zahnersatz (11,8 Milliarden Euro), des Krankengelds

(7,0 Milliarden Euro), Wegfall von Kuren, die nicht der Anschlussrehabilitation dienen (1,0 Milliarde
Euro), sowie der Haushaltshilfe im Krankheitsfall (0,2 Milliarden Euro); Quelle: IW-Berechnung
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durch eine kurzfristige An-
hebung des Rentenalters auf
67 Jahre (zum Beispiel bis
2008) die laufenden Renten-
ausgaben zweier Kohorten
einsparen. Nach heutigem
Stand würden damit mittel-
fristig allein bei der Alters-
rente jährlich rund 1,6 Mil-
lionen Ansprüche entfallen
oder rund 5,4 Milliarden
Euro eingespart.

Durch das höhere Ren-
tenalter ließe sich der Bei-
tragssatz von derzeit 19,5
Prozent um 0,7 Punkte auf
18,8 Prozent senken.

• Unfal lversicherung.
Trotz zahlreicher Kampa-
gnen, vorsichtig zu fahren,
rasen viele Mitmenschen
morgens mit dem Auto ins
Büro – wenn was passiert,
zahlt die Unfallversicherung
des Arbeitgebers. Anders als
am Arbeitsplatz, wo der Ar-
beitgeber tatsächlich das Un-
fallrisiko durch geeignete
Maßnahmen vermindern
kann, ist er im täglichen Ver-
kehrschaos machtlos. Von
daher spricht alles dafür,
dass jeder Arbeitnehmer sein
Wegerisiko privat absichert.
Dadurch ließe sich in der

Unfallversicherung der gewerblichen
Wirtschaft der Beitragssatz, den der Ar-
beitgeber trägt, von durchschnittlich 1,3
auf 1,1 Prozent senken.

Alles in allem könnte die Sozial-
versicherung um knapp 44 Milliar-
den Euro entlastet werden.

Der paritätisch zu finanzierende Ge-
samtbeitragssatz reduzierte sich so von
derzeit 42,0 auf 37,5 Prozent. Der Ar-
beitgeberanteil (einschließlich Unfall-
versicherung) sinkt von 22,3 auf 19,85
Prozent. Folgt man der IAB-Formel,
wonach 1 Punkt weniger bei der Sozial-
versicherung 160.000 neue Jobs bringt,
könnten rund 750.000 zusätzliche Ar-
beitsplätze entstehen. Selbst wenn man
berücksichtigt, dass eine Gegenfinan-
zierung Beschäftigungsgewinne wieder
schluckt, bliebe unterm Strich noch ein
Plus von über 500.000 Arbeitsplätzen.


